
John F. Dulles, beim Bundeskanzler unmittelbar voraus. 
Während des Prozesse steht dem Leiter der Regierungs­
vertretung ein amerikanischer Offizier, der sich hinter 
dem Pseudonym „Borkenau“ verbirgt, als ideologischer 
„Hauptberater“ zur Seite. Direkte Regieanweisung 
erhielten die Regierungsvertreter und das Gericht auch 
durch den als „geheim“ behandelten McCarran-Bericht, 
der ihnen vom USA-Senat in deutscher Sprache über­
sandt wurde. Es handelt sich hier um einen Bericht des 
„Ausschusses zur Bekämpfung umstürzlerischer Tätig­
keit“ über die Durchführung des Verfahrens gegen die 
Kommunistische Partei der USA. Eine Gegenüberstel­
lung des McCarran-Berichts mit dem Verbotsantrag der 
Bonner Regierung zeigt, daß die Regieanweisung voll 
beachtet wurde (siehe hierzu die vergleichende Über­
sicht auf S. 54 ff. des Weißbuchs).

In diesem Zusammenhang ist eine Meldung des von 
den USA-Behörden herausgegebenen „Wiener Kurier“ 
vom 30. April 1955 interessant, die besagt, daß mit dem 
Verbotsprozeß gegen die KPD „ein Musterprozeß für

viele Länder der freien Welt geführt wird". Das be­
stätigt, daß sich dieser Prozeß nicht allein gegen die 
KPD als die konsequente Vertreterin der nationalen 
Interessen unseres Volkes richtet, sondern — wie auch 
die von Prozeßvertretern der Regierung aufgestellten 
Thesen gegen die Meinungsfreiheit, das Streikrecht 
und das Widerstandsrecht gegen verfassungswidrige 
Maßnahmen der Bundesregierung beweisen — gegen 
alle demokratischen Organisationen Westdeutschlands 
und darüber hinaus gegen alle demokratischen Kräfte in 
den Ländern des Nordatlantikpaktes.

Der Kampf gegen diesen rechtswidrigen, volksfeind­
lichen und friedensbedrohenden Verbotsprozeß ist daher 
Sache der gesamten deutschen und internationalen 
Öffentlichkeit. Das Weißbuch der KPD über die ersten 
sechs Monate des Verbotsprozesses vor dem Bundesver­
fassungsgericht wird dazu beitragen, die Wahrheit über 
den Prozeß zu verbreiten und die demokratischen 
Kräfte zu vereintem Protest aufzurufen.

Leh.

Aus  der  Prax i s  — für  d i e  Prax i s

Richter nnd Staatsanwälte!
In diesen Tagen hat die Ernte begonnen. Das 

bringt für Landarbeiter, Genossenschafts- und 
Einzelbauern hohe Anstrengungen mit sich. Die 
Justizorgane müssen alles daran setzen, um un­
sere Bauern mit ganzer Kraft zu unterstützen, 
die Ernte dieses Jahres verlustlos und planmäßig 
einzubringen. Das erfordert insbesondere:

1. Alle Strafverfahren, die im Zusammenhang 
mit der verlustlosen Einbringung der Ernte ste­
hen, sind mit größter Beschleunigung unter sorg­
fältigster Sachaufklärung durchzuführen.

2. Geeignete derartige Strafverfahren sind in 
der örtlichen Presse, in Dorf- und MTS-Zeitungen 
und in Justizaussprachen auszuwerten. Justiz­
aussprachen auf dem Land sollen während der 
Erntezeit möglichst nur in Auswertung eines kon­
kreten Prozesses, dessen Ausgang im Dorf inter­
essiert, durchgeführt werden.

3. Richter und Staatsanwälte müssen bei jeder 
Gelegenheit die Bestimmungen über den Brand­
schutz, über die Bekämpfung der Viehseuchen 
und über die Pflichtablieferung popularisieren. 
Die Staatsanwälte haben insbesondere darauf zu 
achten, daß die staatlichen Organe für Erfassung 
und Aufkauf bei der Übernahme der Ernte die 
gesetzlichen Bestimmungen genau einhalten. Die 
Rechte der Bauern wahren bedeutet, ihre Bereit­
schaft zur Erfüllung des Ablieferungssolls und zur 
Lieferung für den freien Aufkauf erhöhen. Gegen­
über Saboteuren an der Ablieferung darf es keine 
Nachsicht geben.

4. Die staatlichen Organe für Erfassung und 
Aufkauf können in leichten Fällen von nicht 
rechtzeitiger Ablieferung und Zuwiderhandlun­
gen gegen die Aufkaufbestimmungen selbständig 
Ordnungsstrafbescheide erlassen. Es ist notwen­
dig, daß insoweit eine Zusammenarbeit zwischen 
den Justizorganen und den Abteilungen Erfas­
sung und Aufkauf bei den Räten der Kreise be­
steht, deren Ziel eine richtige Abgrenzung zwi­
schen krimineller Bestrafung und solcher durch 
die Verwaltung sowie eine einheitliche Straf­
politik sein muß. Den Abteilungen Erfassung und 
Aufkauf ist dabei durch die Justizorgane Rat und 
Hilfe zu gewähren.

5. In der gesamten Arbeit der Justizorgane — 
z. B. bei Zeugenladungen, Rechtsauskünften usw. 
— ist darauf zu achten, daß für die Landbevölke­
rung Wartezeiten vermieden werden.

6. Während der Erntezeit sind Bauern und 
Landarbeiter nicht als Schöffen einzusetzen.

7. Bei der Schöffenschulung ist auf die Ernte­
arbeiten Rücksicht zu nehmen. Schöffen, die als 
Bauern und Landarbeiter tätig sind, sollen von 
der Teilnahme am Schulungsseminar befreit 
werden. Ihnen soll schon jetzt mitgeteilt werden, 
daß sie Gelegenheit erhalten, nach Einbringung 
der Ernte die versäumten Schulungsseminare 
nachzuholen.

Alles für die Sicherung der Ernte!
Dr. Hilde Benjamin Dr. Emst Melsheimer 
Minister der Justiz Generalstaatsanwalt

Die Rückgabe der Strafsache an den Staats­
anwalt wegen Unzuständigkeit des Gerichts 

i
Das in NJ 1955 S. 191 veröffentlichte Urteil des 

Obersten Gerichts vom 11. Februar 1955 — 3 ZstV 4/55 — 
stimmt nicht mit der von F e i l e r  in NJ 1954 S. 468 
vertretenen Auffassung über die Rückgabe der Sache 
im Strafverfahren überein. In den Gründen des genann­
ten Urteils heißt es u. a.:

„Das Kreisgericht hätte aus dem Sachverhalt er­
sehen müssen, daß es sich im vorliegenden Fall um 
eine Strafsache handelt, der ein Verkehrsunfall zu­
grunde liegt. Gemäß § 6 Abs. 1 Buchst, a der Ver­
ordnung über die Zuständigkeit der Gerichte in 
Verkehrssachen vom 22. April 1954 (GBl. S. 461 ff.) 
sind hierfür die Verkehrsgerichte zuständig. Das 
Kreisgericht hätte daher das Verfahren nicht selbst

eröffnen dürfen, sondern die Sache gemäß § 172 
Ziff. 2 StPO an den Staatsanwalt zurückgeben müs­
sen, damit dieser die Anklage vor dem zuständigen 
Verkehrsgericht, dem Kreisgericht Ro. erheben 
konnte, bzw. in der Hauptverhandlung gemäß § 227 
Abs. 1 StPO einen Verweisungsbeschluß erlassen 
müssen.“

Nach § 172 Ziff. 2 in Verbindung mit § 174 StPO ist 
eine Zurückweisung der Sache an den Staatsanwalt nur 
möglich, wenn weitere Ermittlungen erforderlich sind. 
Die Unzuständigkeit des Gerichts begründet für sich 
allein weder die Rückgabe der Sache an den Staats­
anwalt, noch die Ablehnung der Eröffnung des Haupt­
verfahrens. Wenn die vollständigen Ermittlungen den 
hinreichenden Tatverdacht gegen den Beschuldigten 
rechtfertigen, ist das Gericht gemäß § 176 Abs 1 und 
§ 177 Abs. 1 StPO verpflichtet, die Eröffnung des Haupt­
verfahrens vor dem z u s t ä n d i g e n  Gericht zu be-
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